
Für das Nachschlagewerk!
Nicht flir die Amtliche Sammlung!

Gesetz: BGB §§ 626, 242

1, Rechtssatzs Der Verdacht einer strafbaren Handlung des
Dienstverpflichteten kann die Kündigung des 
Dienstvertrages aus einem wichtigen Grunde 
rechtfertigen, wenn der Verdacht auf Tatsa­
chen gegründet ist und so schwer wiegt, daß 
ein vernünftiger Dienstherr daraus Mißtrau­
en gegen die Zuverlässigkeit des Dienstver­
pflichteten schöpfen kann. Ist infolge eines 
begründeten Verdachts das Vertrauensverhält­
nis zwischen dem Dienstherrn und dem Dienst­
verpflichteten erschüttert, so ist dem Dienst 
herrn in der Regel die Fortsetzung des Dienst 
Verhältnisses nicht mehr zuzumuten.,

2„ Rechtssatzs Wird der zunächst begründete Verdacht später
ausgeräumt, so kann sich als Nachwirkung des 
Dienstvertrages aus den Grundsätzen von Treu 
und Glauben die Verpflichtung des Dienst-, 
herrn ergeben, den Dienstverpflichteten wie­
der zu beschäftigen.

Aktenzeichen: VI ZR 88/55

Urt. des BGH vom 13. Juli 1956 IG Itzehoe
OIG Schleswig



VI ZR 88/55
Verkündet: 

äm 13o Juli 1956 up, Justizangestellter 
Urkundsbeamter der Ges­

chäftsstelle

I m  N a m e n

In dem

des Fuhrunternehmers Heinrich 
Straße AB.

d e s  V o l k e s  

Rechtsstreit

Klägersj Berufungsklägers, Wi­
derbeklagten und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

g e g e n

die Portland Zementfabrik AG, ver-
treten durch dä s a lleinbere^tigte_J[orstandsmitglied, Gene­
raldirektor in Bu^U^straße,

Beklagte, Berufungsbeklagte. Wi- 
derklägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündli­
che Verhandlung vom 6. Juli 1956 unter Mitwirkung der Bun­
desrichter Dr.: Kleinewefers, Br. Engels, Br. Meyer, Hanebeck 
und Br. Bode

für Recht erkannt:

I. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 5. Zi­
vilsenats des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesge­
richts in Schleswig vom 19. November 1954 wird zurück 
gewiesen, soweit sie sich auf die Klage bezieht.

II. Hinsichtlich der Widerklage wird das-unter I angeführ te Urteil aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Berufungsgericht zurückverwie- 
sen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:
• * * » * ■ * • »  •*■ «r- •>-

Der Kläger, ein selbständiger Fuhrunternehmer, hat seit 
1933 für die Beklagte Ton zu deren Zementfabrik gefahren» 
Außerdem hat er häufig im Aufträge der Zementkäufer Zement 
von der Fabrik zu den Betrieben der Abnehmer befördert» Mit 
der Klage verlangt er Schadensersatz, weil die Beklagte 
im Jahre 1951 zu Unrecht die Auftragserteilungen an ihn 
eingestellt und ihm die Abfuhr von Zement untersagt habe. 
Der Schadensersatzforderung des Klägers liegt folgender 
Sachverhalt zugrunde:

Am 9c Juni 1951 wurden in der Garage des Klägers 
81 Sack Zement gefunden, die aus dem Werk der Beklagten 
stammten« Bas Ermittlungsverfahren ließ den Verdacht auf- 
kommen, daß der Kläger diesen Zement durch Zuwendungen an 
die Arbeiter der Fabrik auf unredliche Weise erworben hat­
te. Ein Arbeiter der Beklagten - der beim Ver­
laden des Zements Äitwirkte, sagte bei seiner Vernehmung 
durch die Polizei aus, der Kläger habe dreimal je 10 Sack 
Zement gegen Hingabe von Schnaps bekommen. Ein anderer 
Arbeiter bestätigte, daß der Kläger den Arbeitern Schnaps 
gegeben habe, konnte hierfür aber keinen Grund angeben.
Der Kläger behauptete, er habe den bei ihm gefundenen Ze­
ment dadurch erworben, daß er Zement aus beschädigten 
Säcken, der auf seinem Wagen liegengeblieben sei, in an­
dere Säcke umgefUllt und an die Abnehmer der Beklagten . 
geliefert und eine entsprechende Menge Zement aus den Lie­
ferungen der Beklagten für sich behalte2i habe. Am 2» Juli 
1951 schrieb die Beklagte an den Klägers

"Bei der seinerzeitigen Vernehmung wegen des bei Ihnen 
Vorgefundenen Zements und auf der Besprechung in un­
serem Büro am 28.6.1951 gaben Sie als Erklärung an, 
daß der Vorgefundene Zement aus angesammeltem Fege­
zement stammen soll. Die weiter geführten Ermittlun­
gen der Kriminalpolizei und die Vernehmung unserer
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Fachpartie haben jedoch ergeben, daß Sie durch Zuwen- * 
düngen die zusätzliche Auslieferung von verschiede­
nen Zementmengen verlangt und auch erhalten haben...
Wir sehen uns daher gezwungen, Ihnen ab sofort unse­
re Aufträge zu entziehen. Außerdem sind wir auch 
nicht bereit, Ihre Frachtaufträge auf Abholung unse­
rer Produkte für andere Firmen auszuführen

Kurze Zeit darauf erschien der Kläger mit seinem Rechts­
beistand bei der Beklagten, um mit ihr über seine weitere 
Beschäftigung in der Tonanfuhr zu verhandeln. Ben Inhalt

Vdieser Besprechung bestätigte die Beklagte am 17. August 
1951 mit folgendem Schreiben:

"Wir hatten gestern dej^Besuch Ihres Rechtsbeistandes, 
Herrn Br. G ^ ^  in und erklären uns auf Grund
seiner Fürsprache und wegen ihrer wirtschaftlichen 
Notlage bereit, Sie ausschließlich für die Tonfahrten 
von Muldsburg wieder einzusetzen ,

Hierauf wurde der Kläger v/ieder zur Tonanfuhr herangezogen« 
Bevor es in dem Strafverfahren gegen ihn zur Verhandlung 
vor dem Schöffengericht kam, widerrief der Arbeiter BrBBP 

am 28'. September 1951 vor der Staatsanv/altschaft seine 
Aussage; er gab an, er habe damals aus Übermüdung zu al­
lem, was die Polizei aufgeschrieben habe, "Ja und Amen” 
gesagt. Burch Urteil des Schöffengerichts vom 7. Bezember 
1951 wurde der Kläger auf Grund seiner eigenen Einlassung 
wegen fortgesetzter Unterschlagung von Zement zu 50 BM 
Geldstrafe verurteilt. Auf seine Berufung wurde dieses Ur­
teil mit der Begründung aufgehoben, es sei nicht nachzu­
weisen, daß der Kläger bei der Aneignung des Zements das 
Bewußtsein der Rechtswidrigkeit gehabt habe; ihm sei nicht 
zu widerlegen, daß er angenommen habe, die Eigentümer des 
Zements seien mit dem Umtausch einverstanden gewesen, weil 
der zusammehgefegte Zement vollwertig gewesen sei„

Am 20. Februar 1952 richtete die Beklagte an den Klä­
ger folgendes Schreiben;
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"Auf Ihr vorgenanntes Schreiben teilen wir Ihnen mit, 
daß wir uns leider nicht in der Lage sehen, Sie für 
Zementbefrachtungen unseres Werks wieder einzusetzen» 
Wir sehen uns hierzu mit Rücksicht auf unsere Beleg­
schaft durch die Maßnahmen veranlaßt, welche zum Aus- 

. Schluß einiger Packer aus unserem Betrieb geführt ha­
ben» Unberührt von dieser Maßnahme bleibt vorläufig 
Ihre Einteilung in der vorliegenden Weise für die 
Tontranspoi'te bestehen.

Seit 1952 wird der Kläger nicht mehr zur Tonanfuhr heran- 
gezogen. Er erstattete am 10. April 1953 gegen den Direk­
tor der Beklagten, den Arbeiter BrflH^und den bei
der Beklagten beschäftigen Ingenieur Igm§A n z e i g e  wegen 
falscher Anschuldigung, weil diese Personen der Wahrheit 
zuwider behauptet hätten, er habe durch Zuwendungen an Ar­
beiter der Beklagten zusätzlich Zement erhalten. Das Ver­
fahren wurde eingestellt. Die Beschwerde des Klägers gegen' 
die Einstellung de3 Verfahrens gegen BrflHB wurde zurück­
gewiesen»

Der Kläger hat behauptet, zwischen ihm und der Beklag­
ten sei im Jahre 1934 ein Dauervertrag abgeschlossen wor­
den, wonach die Beklagte ihm den Transport von Ton aus 
den jeweiligen Pörderungsgebieten zum .Betriebsgelände der 
Beklagten auf unbestimmte Zeit übertragen habe; eine Kün­
digung sei im Vertrag nicht vorgesehen gewesen. ist der 
Ansicht, dieser Vertrag bestehe noch heute, weil die Be­
klagte ihm zu Unrecht gekündigt habe. T

Der Kläger hat für die Zeit von Juli 1951 bis April 
1952 einen Schaden von 9610 DM (10. Monate ,4 961 DM) er­
rechnet» Er ist mit einem Teilbetrag von 1500 DM in dem 
Verfahren 3 0 178/52 vor dem Landgericht in Itzehoe rechts­
kräftig abgewiesen worden. Mit der jetzigen Klage macht 
er einen weiteren Teilbetrag von 1100 DM geltend.
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Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten und Wider­
klage erhoben mit.dem Antragf

festzustellen, daß zwischen den Parteien keine ver­
traglichen Beziehungen bestehen, die den Kläger einen 
Anspruch auf Beschäftigung in der Tonanfuhr der Be­
klagten gewähren.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen und der Wider­
klage stattgegeben* Die Berufung des Klägers ist ohne Er­
folg geblieben.

Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Klagbegeh­
ren weiter. Ferner erstrebt er mit ihr die Abweisung der 
Widerklage. Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzu­
weisen.

Ent scheidungsgründe s

Die Revision ist zum Teil begründet.

I. Did Parteien haben in erster Linie darüber gestrit­
ten, ob die einzelnen Tontransporte des Klägers und die 
Zahlungen der Beklagten auf einem von vornherein begründe­
ten und die Beklagte ständig bindenden Dauerschuldvertrag 
beruhten (Behauptung des Klägers) oder ob zwischen ihnen 
nur ein sogenanntes Wiederkehrschuldverhältnis bestanden 
hat, das kraft Wiederholung des Vertragsschlusses fort und 
fort neu entstand, also nicht ein für allemal begründet 
war (Behauptung der Beklagten). Würde diese Annahme der 
Beklagten, daß es sich 12m ständig neu abzuschließende Ein­
zelverträge gehandelt habe, zutreffen, so könnte der Klä­
ger keine Rechte daraus herleiteh, daß. die Beklagte ihn
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nicht mehr zur Tonanfuhr herangezogen hat,.denn in diesem 
Palle konnte die Beklagte sich jederzeit von dem Kläger 
lösen« Allerdings gilt auch für das Wiederkebrschuldver-

ihältnis der Grundsatz des § 242 BGB. Bei dem Sachverhalt, 
wie er dem Eevisionsgericht zur Entscheidung vorliegt, 
kann aber keine Rede davon sein, daß die Beklagte mit dem 
Ausschluß des Klägers von weiteren Aufträgen gegen Treu 
und Glauben verstoßen habe (vgl Urteil des Bundesgerichts­
hofs vom 18. November 1955 - I ZR 176/53 - insoweit in 
BGHZ 19» 72 und NJW 1956, 341 nicht abgedruckt).

II. Bas Berufungsgericht hat zugunsten des Klägers 
unterstellt, daß zwischen den Parteien ein Vertrag des 
vom Kläger behaupteten Inhalts, bestanden hat. Es hat die­
sen Vertrag als Bienstvertrag gewertet, der nach § 626 BGB 
aüs wichtigem Grunde gekündigt werden konnte.

Zu Unrecht wendet 3ioh die Revision gegen diese recht­
liche Wertung. Sie meint, es komme nur ein Werkvertrag in 
Betracht, bei dem das Gesetz keine Kündigung aus wichti­
gem Grunde vorsehe. Hierin kann der Revision nicht gefolgt 
werden. Ein Werkvertrag könnte vorliegen, wenn Gegenstand 
des Vertrages die Verpflichtung des Klägers gewesen wäre, 
eine bestimmte Gesamtmenge Ton zum Betriebe der Beklagten 
zu befördern. Bas ist aber nach der Behauptung des Klägers 
nicht der Pall gewesen. Nach seinem Vorbringen bestand 
seine Verpflichtung darin, ständig für die Beklagte Ton 
zu fahren, wobei Einzelheiten über die Fahrzeiten und 
Uber die Menge des jeweils zu befördernden Tons festge- 
legt waren. Baß das Berufungsgericht angenommen hat, ein 
Vertrag dieser Art sei ein Bienstvertrag, weil sein 
Schwerpunkt auf dem Erbringen der persönlichen Leistung 
liege, ist rechtlich nicht zu beanstanden.
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III, Die Beklagte hat den Vertrag durch Schreiben vom 
2» Juli 1951 gekündigt*

. Die Revision irrt mit ihrer Meinung, diese Kündigung 
sei verspätet, weil die Beklagte sie nicht sofort nach Be- 
kanntwerden der Gründe ausgesprochen habe* Zwar wußte die 
Beklagte nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
schon am 9* Juni 1951, daß der Kläger in seiner Garage Ze­
ment aufbewahrte, der aus ihrem Betriebe stammte* Sie hat 
an diesem Tage Strafanzeige bei der Polizei erstattet und 
den Verdacht geäußert, daß eine strafbare Handlung vorlie­
ge« Gleichwohl kann es ihr nicht zum Nachteil gereichen, 
daß sie nicht sogleich den Vertrag gekündigt, sondern da­
mit bis zum 2» Juli 1951 gewartet hat. T7ie das Berufungs­
gericht zutreffend ausführt, durfte die Beklagte zunächst 
das Ergebnis der polizeilichen Ermittlungen abwarten* Der 
Verdacht einer strafbaren Handlung verdichtete sich erst,

. i •

als der Arbeiter B r f H B  aus sagte, der Kläger habe etwa 
dreimal je 10 Sack Zement gegen Hergabe von Schnaps be­
kommen. Da BrflHidiese Aussage erst am 27. Juni 1951 
gemacht hat, ist die Kündigung vom 2. Juli 1951 nicht ver­
spät et.

IV« Unabhängig von der Frage, ob der Beklagten ein 
Grund zur Kündigung des Vertrages zur Seite stand, könn­
te die Schadensersatzforderung des Klägers begründet sein? 
wenn die Beklagte, wie vom Kläger behauptet wird, auf ihr 
Kündigungsrecht verzichtet hätte oder wenn ihr Verhalten 
nach der Kündigung der Annahme eines wichtigen Grundes 
zur Auflösung des Vertragsverhältnisses entgegenstände« 
Beides hat das Berufungsgericht jedoch rechtsirrtumsfrei 
verneint.
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f 1« Nach der Kündigring des Vertrages hat die Beklagte 
den Kläger wieder zur Tonanfuhr herangezogen- Das beruht, 
wie unstreitig ist, auf den Verhandlungen, die der Kläger 
und sein Anwalt nach Zugang des Kündigungsschreibens mit 
der Beklagten geführt haben- Das Berufungsgericht hat den 
Inhalt dieser Besprechung vor allem auf Grund des Bestä­
tigungsschreibens der Beklagten vom 17. August 1951 dahin 
ausgelegt, daß die Beklagte ihren Verdacht gegen den Klä­
ger nicht fallen gelassen habe und den Kläger nicht wieder 
in seine früheren Hechte habe einsetzen wollen. Dabei ist 
es davon ausgegangen, daß die Beklagte noch in ihrem Schrei­
ben vom 24- August 1951 an das Schöffengericht ihren Ver­
dacht gegen den Kläger aufrechterhalten hat. Es hat wei­
ter erwogen, daß es sich bei den späteren Fahrten um Ein­
zelaufträge gehandelt habe; der Kläger sei von diesen 
Fahrten jeweils benachrichtigt worden, während vorher die 
Mengen und die Zeiten, zu denen gefahren werden sollte, 
nach der Behauptung des Klägers vertraglich festgelegen 
hätten. Schließlich hat das Berufungsgericht ausgeführt, 
die Beklagte habe in ihrem Bestätigungsschreiben aus­
drücklich betont, daß sie den Kläger wegen seiner wirt­
schaftlichen Notlage wieder, beschäftigen wolle. Es hat 
aus alledem gefolgert, die Beklagte habe dem Kläger damit 
nur helfen, nicht aber den vor der Kündigung bestehenden 
Vertrag wieder aufleben lassen wollen.

Diese Auslegung der ParteiVereinbarung ist möglich 
und läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Daß sie nach dem 
Inhalt des Bestätigungsschreibens nur im Sinne eines Wie­
derauflebens des früheren Dauerschuldverhältnisses ver­
standen werden könne, kann der Revision nicht zugegeben 
werden. Auch die weiteren Bedenken der Revision sind nicht 
geeignet, die Auslegung zu erschüttern, die das Berufungs­
gericht der Parteivereinbarung gegeben hat. Im besonderen
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zwingt die vorübergehende Beschäftigung zur Behebung 
einer Notlage nicht zu der Annahme, der Verdacht einer un­
redlichen Handlungsweise sei für die Beklagte so unerheb­
lich gewesen, daß sie daraus keinen wichtigen Grund zur 
Kündigung herleiten könne.

2. über die Behauptung des Klägers, die Beklagte ha­
be ihm versprochen, er werde im Palle eines Freispruchs 
wieder in seine alten Rechte eingesetzt, sind die vom Klä­
ger benannten Zeugen Birektor und Versandleiter
B e ^ ^  vernommen worden. Ba sie die Angaben des Klägers 
nicht haben bestätigen können; haben beide Vordergerichte 
diese Behauptung des Klägers nicht für bewiesen erachtet. 
Baran ist der erkennende Senat gebunden (§ 561 Abs 2 ZPO). 
Hiernach kommt es auf die weiteren Erwägungen, die das Be­
rufungsgericht in diesem Zusammenhang angestellt hat, 
nicht mehr an. Ob sie einer rechtlichen Prüfung standhal­
ten, kann daher auf sich beruhen.

Bamit hängt die Entscheidung des Rechtsstreits in er­
ster Linie von der Frage ab, ob die Kündigung•der Beklag­
ten berechtigt war.

V.' 1. Bas Berufungsgericht hat angenommen, daß der 
Beklagten hinreichend wichtige Gründe für die Entlassung 
des Klägers zur Seite standen und hat daher das Vertrags­
verhältnis der Parteien als beendet angesehen. Es ist zu­
treffend davon ausgegangen, daß der Begriff des wichtigen 
Grundes (§ 626 BGB) einen Sachverhalt voraussetzt, der bei 
vernünftigem Ermessen dem Bienstherrn die Fortsetzung des 
Vertragsverhältnisses nicht mehr zumutbar erscheinen läßt. 
Einen solchen Sachverhalt hält das Berufungsgericht aus 
folgenden Gründen für gegeben; Bas Vertrauen der Beklagten 
zum Kläger sei durch den Verdacht erschüttert worden, daß
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der Kläger pflichtwidrige Handlungen begangen habe. Bei 
ihm sei Zement in Originaltuten der Beklagten gefunden 
worden; ein Packer habe ausgesagt, der Kläger habe durch 
Zuwendungen an die Arbeiter Zement erhalten. Diese Tat­
sachen seien ausreichend, um auch in den Augen eines ob­
jektiven Beobachters den Verdacht einer strafbaren Hand­
lung, jedenfalls Mißtrauen in die Zuverlässigkeit des 
Dienstverpflichteten entstehen zu lassen. Hiernach habe 
der Beklagten nicht zugemutet werden können, den Kläger 
weiter bei sich zu beschäftigen. Er habe als ständig be­
schäftigter Fuhrunternehmer freien Zutritt zu dem Gelände 
der Beklagten gehabt. Gerade in einem Betriebe, in dem 
nicht ständig und Überall fUr Aufsicht gesorgt werden kön­
ne, mUsse sich der Betriebsführer auf alle bei ihm Beschäf-

'  i  .

tigten verlassen können. Auch wenn man berücksichtige, daß 
der Kläger seit fast 20 Jahren für die Beklagte tätig ge­
wesen sei und sich mit seinem ganzen Betrieb darauf einge­
stellt habe. Dienste für die Beklagte zu leisten, habe 
das Vertrauen der Beklagten auf Grund des bestehenden Ver­
dachts erschüttert sein müssen,

2. Die Revision zweifelt nicht an, daß auch der Ver­
dacht einer strafbaren oder pflichtwidrigen Handlung des . 
Dienstverpflichteten ein wichtiger Grund zur Auflösung des 
Vertrages sein kann. Diese insicht entspricht der Recht­
sprechung des Reichsgerichts, des Reichsarbeitsgerichts 
und des Bundesarbeitsgerichts (RG JW 1937, 1146 Hr 5; RAG 
ArbR S 21, 145 Hr 28; 25, 121 Nr 23; 36, 260 Nr 47;. BAG 
Betriebsberater CI955, 543) und wird auch vom erkennenden 
Senat geteilt. Freilich ist nicht jeder Verdacht als Grund 
zur Entlassungr des Dienstverpflichteten anzuerkennen. Er 
muß vielmehr aluf Tatsachen gegründet sein und so schwer 
wiegen, daß ein vernünftiger Dienstherr daraus Mißtrauen
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gegen die Zuverlässigkeit des Dienstverpflichteten schöpfen 
kann- Ist infolge eines begründeten Verdachts das Vertrau­
ensverhältnis zwischen Dienstherrn und Verpflichtetem er­
schüttert, so ist dem Dienstherrn in der Regel die Fort­
setzung des Dienstverhältnisses nach Treu und Glauben nicht 
mehr zuzurauten. Daß das Berufungsgericht in dem zur Ent-, 
Scheidung stehenden Fall auf Grund des Ergebnisses der po-. 
lizeilicheri Ermittlungen (Durchsuchung in der Garage des 
Klägers und Zeugenaussage B r ^ I H O  die Verdachtsgründe als 
ausreichend angesehen und angenommen hat, der Beklagten 
könne nach dem Vorgefallenen nicht zugemutet werden, den 
Dienstvertrag fortzusetzen, war eine nach der läge des kon­
kreten Falles zu beurteilende Entscheidung, die weitgehend 
tatsächlicher Natur ist und im Revisionsrechtszug nur in 
beschränktem Maße nachgeprüft werden kann. Es.war in er­
ster linie nur zu prüfen, ob bei lediglich grundsätzlicher 
•Betrachtung ein schwerer und dringender Verdacht unredli­
chen Verhaltens, der gegen einen unter den hier vorliegen-I , .den Umständen im Dienstverhältnis arbeitenden Fuhrunterneh­
mer besteht, geeignet ist, seine Entlassung zu rechtferti­
gen- Das kann aber nicht zweifelhaft sein. Im übrigen.war 
nur nachprüfbar, ob das Berufungsgericht die besonderen Um­
stände des Falles erschöpfend und rechtsirrtumsfrei. na- - 
mentlieh. im Einklang mit Treu und Glauben erwogen hat (Ur­
teil des erkennenden Senats vom 29« Juni 1953 - VI ZR 
216/52 - insoweit in NJW 1953, 1391 nicht abgedruckt). Da£ 
das Berufungsurteil unter diesen Gesichtspunkten rechtli­
chen Bedenken unterliege, kann der Revision nicht sugege- . 
ben werden,

a) Entgegen der Ansicht der Revision ist es unbeacht­
lich, daß sich der Verdacht gegen den Kläger nicht bei der 
Tonanfuhr, sondern bei der Zementbeförderung ergeben hat, 
bei welcher der Kläger nicht mit der Beklagten, sondern
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mit deren Abnehmern, die ihm die Transportaufträge erteilt 
hatten; vertraglich verbunden war. Entscheidend ist. daß 
das Berufungsgericht das Vertrauen der Beklagten, dessen 
der Kläger bei seiner Tätigkeit für die Beklagte bedurfte, 
als erschüttert angesehen und angenommen hat, der Beklagten 
sei die Fortsetzung des Tonanfuhrvertrags nach Treu und 
Glauben nicht mehr zuzumuten. Ob die Gründe für das Miß­
trauen der Beklagten mit der Tonanfuhr oder der Zementbe • 
förderung. Zusammenhängen, spielt dagegen, wie ersichtlich 
auch das Berufungsgericht angenommen hat, keine Rolle.

b) Zutreffend hebt die Revision hervor, bei lange 
dauernden Dienstvertragen, bei denen sich der Dienstver­
pflichtete wirtschaftlich ganz auf den Bestand des Vertra­
ges eingestellt hat, seien die Interessen des Verpflichte­
ten zu berücksichtigen und an die fristlose Kündigung des 
Vertrages strenge Anforderungen zu stellen. Das hat aber 
auch das Berufungsgericht nicht übersehen. Es hat vielmehr 
in den Entscheidungsgründen seines Urteils ausdrücklich 
erwähnt, daß der Kläger fast 20 Jahre für die Beklagte 
tätig gewesen sei und sich mit seinem ganzen Betrieb auf 
die Dienstleistungen für die Beklagte eingestellt habe»
Daß es trotzdem angenommen hat, der Beklagten sei die Fort­
setzung des Vertrages nach dem Vorgefallenen nicht mehr zu­
zumuten, bietet aus Rechtgründen keinen Anlaß zur Beanstan­
dung.

c) Ohne Bedeutung ist, daß die Staatsanwaltschaft den 
Kläger nur wegen Unterschlagung von Zement, begangen durch 
Umtausch des Abfallzements, nicht aber wegen Ansichbrin- 
gens von Zement durch Zuwendungen an die Arbeiter ange­
klagt hat. Die Beklagte hatte auf die Anklageerhebung und 
das Strafverfahren keinen Einfluß. Daß die Anklagebehör­
de nach dem Widerruf der Aussage des Arbeiter B r B B )  nur
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noch den Beweis für eine Unterschlagung von Zement führen 
zu können glaubte, steht dem vom Berufungsgericht angenom­
menen Verdacht einer anderen, die Beklagte unmittelbar be­
treffenden Straftat nicht entgegen.

d) Die Revision irrt auch, wenn sie meint, die Beklag­
te habe in ihrem Schreiben an das Schöffengericht vom 24« 
August 1951 nur beanstandet, daß der Kläger an die Abneh­
mer der Beklagten Abfallzement geliefert .und die Original­
tüten der Beklagten für sich behalten habe. Dabei wird 
übersehen, daß die Beklagte im Scblußabsatz ihres Schrei­
bens ausdrücklich hervorhebt, der Kläger sei von der Be­
frachtung ausgeschlossen worden, weil er nach der Aussage 
der Packer BrMBfr und Sch^(|'den Packern Schnaps gegeben 
habe und zusätzlich Zement bekommen haben solle. Sie hat 
mit-keinem Wort erklärt, daß sie diesen Vorwurf fallen 
lasse.

e) Schließlich macht'die Revision geltend, die Be­
klagte habe nicht den Verdacht, sondern die Feststellung 
einer strafbaren Handlung des Klägers zum Anlaß der Kün­
digung genommen; die Beklagte müsse daher nachweisen, daß 
der Kläger eine Straftat begangen habe; sie Schiebe unzu­
lässigerweise einen Kündigungsgrund nach, wenn sie sich 
jetzt auf den Verdacht einer strafbaren Handlung berufe.

Auch mit dieser Rüge kann die Revision keinen Erfolg 
haben. Das Berufungsgericht hat die Kündigungserklärung 
der Beklagten dahin ausgelegt, daß mit ihr die Auflösung 
des Vertrages wegen des Verdachts einer strafbaren Hand­
lung erstrebt werde. Diese Auslegung ist möglich und läßt 
keinen Rechtsfehler erkennen. Aber auch v/enn man mit der 
Revision annehmen wollte, die Beklagte habe gekündigt, weil 
sie davon überzeugt gewesen sei, der Arbeiter B r ^ B ^ h a -
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be die Wahrheit gesagt und der Kläger sei daher einer 
strafbaren Handlung überführt, so kann keine Rede davon 
sein, daß die Beklagte mit dem Hinweis auf den Verdacht 
einer strafbaren Handlung einen Kündigungsgrund nachge­
schoben habe. Soweit nicht wie in § 123 Hr 2 GewO nur be­
stimmte nachgewiesene strafbare Handlungen zur fristlosen 
Entlassung berechtigen, enthält die Kündigung wegen einer 
angeblich begangenen Straftat in der Regel auch den Wunsch, 
den Vertrag wegen des Sachverhalts zu lösen, der bei der 
Beklagten die Überzeugung einer strafbaren Handlung hervor­
gerufen hat. Hier läßt schon der begründete Verdacht die. 
Fortsetzung des Dienstverhältnisses unzumutbar erscheinen*
In einem solchen Falle hat der Dienstherr nur die Tatsa­
chen zu beweisen, aus denen sich der Kündigungsgrund er­
gibt. Ist wie hier ein begründeter Verdacht gegeben, so ist 
es Sache des Dienstverpflichteten, diesen Verdacht zu ent­
kräften.

VI. Hiervon ist auch das Berufungsgericht ausgegan­
gen, denn es hat ausgeführt, dem Kläger sei es nicht ge­
lungen, den gegen ihn bestehenden Verdacht auszuräumen.
Wenn er auch im zweiten Rechtszug des Strafverfahrens man­
gels Beweises freigesprochen worden sei, so bleibe doch 
der Verdacht elnss pflichtwidrigen Verhaltens bestehen.
Auch durch den Bescheid des Generalstaatsanwalts sei die­
ser Verdacht nicht entkräftet.

Die Ausführungen, die im Berufungsurteil hierzu ge­
macht werden, sind entgegen der Ansicht der Revision recht­
lich nicht zu beanstanden. Allerdings vertritt Schultz 
(MDR 1956, 14) die Ansicht, ein Freispruch mangels Beweises ; 
könne, obwohl er den Verdacht offen lasse, in der hier.zu 
beurteilenden Frage nicht zu anderen'Folgerungen führen
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als der Freispruch wegen erwiesener Unschuld; ein Verdacht, 
der nicht zu einer Verurteilung ausreiche, dürfe, wenn 
schon ein Gericht gesprochen habe, auch keine sonstigen 
Nachteile für den Betroffenen haben, insbesondere nicht*. V.zum Verlust der Arbeitsstelle führen. Dieser Auffassung 
kann der Senat nicht beitreten. Sie läßt außer Betracht, 
daß bei einem Dienstverhältnis nicht nur die Belange des 
Dienstverpflichteten, sondern auch die des Dienstberech­
tigten nach Treu und Glauben zu berücksichtigen sind und 
daß es auf alle Umstände, also auch auf die Tätigkeit, an- 
kommt, die der Verpflichtete auszuüben hat. Es geht nicht 
an, dein Dienstherrn stets die Weiterbeschäftigung eines 
’mangels Beweises freigesprochenen Dienstverpflichteten zü- 
zumuten, und zwar auch dann zuzumuten; wenn sein Vertrau­
en in ihn weiterhin erschüttert sein muß, weil ein star­
ker Verdacht der Täterschaft nach wie vor besteht, Schultz
ist zuzugeben, daß der wirklich Unschuldige das Vertrauen

■ ■ ' ) *  "  - !  •in die staatliche Hechtsordnung verlieren kann,, wenn er 
trotz Freispruchs seinen Arbeitsplatz einbüßt. Das ist . 
gewiß ein nicht zu verkennender Nachteil. Sr verliert 
aber erheblich an Gev/icht, weil der Freigesprochene,,wie 
im folgenden darzulegen sein wird, die Möglichkeit hat,: 
in einem Zivilprozeß seine Unschuld nachzuweisen oder 
wenigstens den gegen ihn sprechenden Verdacht auszuräu­
men, •

VII. Hat der Dienstherr wegen eines begründeten Ver­
dachts wirksam gekündigt, so ist zwar damit das Vertrags­
verhältnis der Parteien zunächst beendet. Aber auch ein 
gelöstes BienstVerhältnis hat insofern Nachwirkungen, als 
noch Pflichten nach § 242 BGB bestehen können. Wie sich 
aus der Anbahnung von VertragsVerhandlungen Vorwirkungen 
des Vertrages ergeben können (culpa in.contrahendo), so 
läßt auch das Ende eines Vertrages noch gewisse Nachwir­
kungen der .vertraglichen Bindung zu. So kann aus dem Ge-
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bote redlicher mid verkehrsüblicher Vertragserfüllung für 
den Schuldner aijch nach der eigentlichen Vertragsleistung 
eine Rechtspflicjht zu bestimmten Handlungen übrigbleiben. 
Das ist in der Rechtsprechung Und im Schrifttum anerkannt 
(RGZ 161, 330 ^307; Staudinger BGB 10. Aufl § 242 Anm 
440)* Der Bundesgerichtshof hat auch bei einem durch bei­
derseitige leistiungen erfüllten Warenumsatzgeschäft Nach­
wirkungen des Vertrages, insbesondere die Verpflichtung 
der Vertragsteile zu einem mit Treu und Glauben im Ein­
klang .stehenden [Verhalten bejaht (Urteil vom 28c Hai 1932 
- II .ZE 253/51 -i Lind-MÖhr Nr 2 zu § 362 BGB und BGHZ 16,
4 /TO/)» Dann mujß das gleiche aber in noch stärkerem Maße 
gelten, wenn es isich wie hier um ein Dienstverhältnis

i

handelt, das voii der beiderseitigen Treupflicht und auf 
Seiten des Diensjtherrn vor allem durch die Pürsorgepflicht 
beherrscht ist (!vgl BGHZ 8, 348 /J667 und 12, 337 /?457). 
Diese Pflichten des Dienstherrn bestehen auch nach Auflö­
sung des Vertrages insofern fort, - als er unter Umständen 
verpflichtet sein kann, einen aus Verdachtsgründen entlas­
senemDienstverpiflichteten wieder zu beschäftigen, wenn 
dieser den gegen! ihn sprechenden Verdacht entkräftet oder 
gar seine Unschuld nachweist. Wollte man in einem solchen 
Palle dem möglicherweise unverschuldet Entlassenen stets 
die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung versagen, so wür­
de dies eine grdße Härte und Unbilligkeit bedeuten. Daher 
erscheint es gerechtfertigt und geboten, dem Dienstherrn 
unter Umständen die Weiterbeschäftigung des Entlassenen 
zuzumuten. Ob imi Einzelfall dem Entlassenen ein Anspruch 
auf Weit erbe schäiftigung zusteht, ist unter Beachtung der 
Grundsätze von Tireu und Glauben nach der jeweils gegebenen 
besonderen Sachlage zu entscheiden. Bei dieser Prüfung, die 
eine erschöpfende Berücksichtigung aller in Betracht kom­
menden Umstände erfordert, ist den berechtigten Belangen 
des Dienstherrn iebenso Rechnung zu tragen, , wie den Belangen
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des Dienstverpflichteten. Im vorliegenden Fall kann auf. 
seiten des Klägers die Dauer seiner Tätigkeit bei.der Be­
klagten und die Frage von Bedeutung sein, ob er durch die 
Entlassung in eine Notlage geraten ist oder ob er inzwi­
schen andere Verdienstmöglichkeiten erlangt hat. Auf der 
anderen Seite wird zu prüfen sein, ob und inwieweit die 
Beklagte sich inzwischen gegenüber anderen Fuhrunternehmern 
vertraglich! binden mußte und gebunden hat.

Auch dlas Berufungsgericht ist ersichtlich davon aus­
gegangen, diaß die Entkräftung des gegen den Kläger sprechenden 
Verdachts-unter’ Umständen- die Beklagte verpflichten. kann, den 
Kläger wieder zu beschäftigen. Es hat aber nur geprüft, ob 
der Verdacht der Unredlichkeit in dem Strafverfahren gegen 
den Kläger ausgeräumt worden ist. Dagegen ist im Berufungs­
urteil nicht berücksichtigt worden, daß der Kläger auch im 
jetzigen Rechtsstreit Tatsachen behauptet und unter Beweis 
gestellt hat, die in dieser Hinsicht erheblich waren, Kit 
Recht rügt die Revision, daß das Berufungsgericht in Ver­
letzung desl § 286 ZPO dieses Vorbringen des Klägers nicht 
gewürdigt uhd die angebotenen Beweise nicht erhoben hat.
Der Kläger hat die Arbeiter Josef BrlHHT, Franz SaflHfel 
und Karl T ^ H ^  als Zeugen dafür benannt, daß er keinen 
Zement durch Hingabe von Schnaps erworben habe (Schrift­
satz vom November 1953). Ferner war für die Ausräumung 
des Verdachts auch das Vorbringen von Bedeutung, mit dem 
der Kläger die Herkunft des in seiner Garage gefundenen 
Zements erklären will. Er hat behauptet, er habe den bei 
ihm Vorgefundenen Zement dadurch erworben, daß er Bruch­
zement in andere Säcke umgefüllt und an die Kunden der Be­
klagten geliefert und eine entsprechende Menge Zement aus 
den Lieferungen der Beklagten für sich behalten habe. Hier­
zu ist Beweis dafür angeboten worden, daß der umgetauschte 
Brüchzement vollwertig gewesen sei und daß die Kunden der
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Beklagten nach entsprechender Aufklärung mit dem Austausch 
des für sie bestimmten Zements gegen Bruch- oder Fdgeze- 
ment einverstanden gewesen seien. Auch, zu diesen Behauptun­
gen; hätte das Berufungsgericht Stellung nehmen müssen* Wür­
de sich die Herkunft des beim Kläger gefundenen Zements 
auf diese Weise klären lassen, so könnte der gegen den Klä­
ger erhobene Vorwurf möglicherweise entfallen.

Die fest gestellten Rechtsmängel nötigen dazu» das an- 
gefochtene Urteil insoweit aufzuheben» als es durch sie 
beeinflußt ist. Das ist nicht der Fall, soweit das Beru­
fungsgericht den mit der Klage geltend gemachten Schadens­
ersatzanspruch von 1100 DM für unbegründet gehalten hat, 
Spiesen Betrag h$t der Kläger als Teil des in den Monaten 
Juli 1951 bis April 1952 entstandenen Verdienstausfalls, 
also für einen Zeitraum gefordert, der vor der Erhebung 
der jetzigen Kljige vom 6. Oktober 1955 liegt. Da der Ver­
dacht, der Kläger habe unredlich gehandelt, für diese Zeit, 
also fü£ die Zeit bis April 1952 nach der rechtsirrtums- 
. freien/Annahme ides Berufungsgerichts nicht ausgeräumt war, 
scheiden für diese Zeit Schadensersatzansprüche aus. Das 
gilt entgegen der Ansicht der Revision nicht nur für die 
Ansprüche, die laus dem Entziehen der Tontransporte herge­
leitet werden» sondern auch für die Ansprüche, die der 
ECläger mit der Begründung geltend gemacht hat, die Be­
klagte habe ihn nicht daran hindern dürfen, die Fracht­
aufträge der Zejmentkäufer auszuführen. Wie das Berufungsge­
richt zutreffend angenommen hat, war die Beklagte aus den 
gleichen Gründen, die ihr für. die Entlassung des Klägers 
zur Verfügung Ständen, auch berechtigt, ihm das Betreten 
ihres Geländes zum Abholen des Zementes zu verbieten. Da­
her kann auch der Hinweis der Revision auf die Entschei­
dung BGHZ 19,73 keine andere Beurteilung rechtfertigen. Da 
der Beklagten beachtenswerte Gründe zur Seite standen, kann



nicht davon gesprochen werden, daß sie zwecks Behinderung 
des freien Wettbewerbs den Kläger unzulässigerweise un­
terschiedlich zu anderen Fuhrunternehmern behandelt ha­
be*

Zusarnnjenfassend ergibt sich somit, daß das Berufungs­
gericht rechtsirrtumsfrei zur*Abweisung der Klage gelangt 
ist» 1

Anders^ verhält es sich mit der Widerklage, mit der 
die Beklagte die Feststellung begehrt, daß zwischen den 
Parteien keine vertraglichen Beziehungen bestehen, die 
dem Kläger einen Anspruch auf Beschäftigung in der Tonan­
fuhr der Beiklagten gewähren. Dieser Widerklage durfte nicht 
stattgegeben werden, solange nicht geklärt war, ob der Be­
klagten aus'; den oben erörterten Gründen die Verpflichtung 
oblag, den Kläger wieder zu beschäftigen. Zwar spricht der 
Feststeilunjgsantrag der Beklagten nur von rtverträglichen 
Beziehungen!1 der Parteien; er umfaßt aber dem Sinne nach 
auch Ansprüche des Klägers, die sich unter den oben darge­
legten Voraussetzungen aus der Nachwirkung des Vertrages 
ergeben könhen. Da das Berufungsgericht die Sache in die­
ser Richtung nicht geprüft urid die hierzu erforderlichen 
Feststellungen nicht getroffen hat, war das angefochtene 
Urteil hinsichtlich der Widerklage aufzuheben und die Sa­
che insoweit zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht
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zuriickzuverweisjen.

Dr* Kieinewefeijs Dr. Engels Dr. K.E. Meyer
Hanebeck Dr. Bode
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